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Gemeinde Rastede 

79. Änderung des Flächennutzungsplanes 

Abwägung der Stellungnahmen zur frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-

lange gemäß § 4 (1) BauGB und zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 (1) BauGB 

Anmerkung: Die Beschlussfassung über die in der nachstehenden Abwägungstabelle enthaltenen Stellungnahmen ist vorläufig. Die Stellungnahmen sind in den Entwurf 

des Planwerks eingeflossen. Der Entwurf des Planwerks wird öffentlich ausgelegt und den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange zur Stellungnahme zuge-

stellt. Für die Abwägung vor dem Satzungsbeschluss sind grundsätzlich nur die Stellungnahmen maßgeblich, die im Rahmen der förmlichen Beteiligung nach § 3 Abs. 2, 

§ 4 Abs. 2 und ggf. erneuten Beteiligung nach § 4a Abs. 3 eingehen. Änderungen der vorläufigen Abwägungsergebnisse sind möglich. 

 

Nr. 
Träger öffentlicher 

Belange 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

1 Landkreis Ammerland 
Ammerlandallee 12 
26655 Westerstede 

27.06.2019 

Aus immissionsfachlicher Sicht bestehen Bedenken gegen 
diese Bauleitplanung. Auf die ausführliche Stellungnahme im 
Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 63 B - 4. Änderung - wird 
insoweit verwiesen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

  Aus naturschutzfachlicher Sicht bitte ich die fehlenden Ersatz-
maßnahmen nachzuweisen und mit der Fachbehörde abzu-
stimmen. 

Der Anregung wurde entsprochen. Die Gemeinde Rastede wird das Bilanzierungs-
defizit innerhalb des Kompensationsflächenpools ausgleichen. 

  Seitens der Unteren Wasserbehörde weise ich darauf hin, dass 
die Oberflächenentwässerung noch nachzuweisen ist. Hierfür 
ist ein Grobkonzept für die bestehenden und zukünftig vorge-
sehenen Entwässerungseinrichtungen bei der Unteren Was-
serbehörde des Landkreises einzureichen. Aus den Unterlagen 
muss erkennbar sein, dass die Erschließung des Gebietes 
sichergestellt wird. 

Für das Plangebiet liegen bereits Baurechte auf der Grundlage des Bebauungspla-
nes Nr. 63 b und seiner Änderungen vor. Im Zuge der Aufstellung des damaligen 
Bebauungsplanes wurde ein Entwässerungskonzept erstellt. Das damalige Kon-
zept geht davon aus, dass eine offene Regenrückhaltung nicht erforderlich ist. Die 
Entwässerung des im Plangebiet anfallenden Oberflächenwassers soll - wie für die 
östlich angrenzenden Flächen auch - durch Einleitung in einen Rückhaltekanal 
erfolgen. Die Oberflächenentwässerung wird im Zuge des Baugenehmigungsver-
fahrens nachgewiesen. 

kobbe
Textfeld
Anlage 1 zu Vorlage 2020/090
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Nr. 
Träger öffentlicher 

Belange 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

2 Niedersächsische Lan-
desbehörde für Stra-
ßenbau und Verkehr 
Geschäftsbereich 
Oldenburg 
Kaiserstr. 27 
26122 Oldenburg 

17.06.2019 

Das Plangebiet der o. g. Bauleitplanungen liegt nördlich der 
Kreisstraße K 144 „Schulstraße" innerhalb einer gemäß § 4 (2) 
NStrG festgesetzten Ortsdurchfahrt. Die o. g. Bauleitplanungen 
dienen der Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen zur Ausweisung von eines Sonstigen Sondergebietes. 

Die Belange des Landkreises Ammerland, vertreten durch die 
Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 
- Geschäftsbereich Oldenburg (NLStBV-OL) im Rahmen der 
technischen Verwaltung der Kreisstraßen, sind als Straßenbau-
lastträger der Kreisstraße 144 nicht betroffen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

  Es sind keine Anmerkungen oder Hinweise vorzutragen. 

Ich bitte um schriftliche Benachrichtigung über die Abwägung 
meiner vorgetragenen Anregungen und Hinweise. 

Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich unter Bezug auf Ziffer 
38.2 der Verwaltungsvorschriften zum BauGB um Übersendung 
von jeweils zwei Ablichtungen der gültigen Bauleitplanungen 
einschließlich Begründung. 

Der Niedersächsischen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr werden das 
Ergebnis der Abwägung und die entsprechenden Ablichtungen nach Abschluss des 
Verfahrens übersandt. 

3 EWE NETZ GmbH 
Neue Straße 23 
26316 Varel 

03.06.2019 

Vielen Dank für die Beteiligung unseres Hauses als Träger 
öffentlicher Belange. 

Die Aufstellung oder Veränderung von Leitplanungen kollidiert 
in der Regel nicht mit unserem Interesse an einer Bestandwah-
rung für unsere Leitungen und Anlagen. Sollte sich hieraus im 
nachgelagerten Prozess die Notwendigkeit einer Anpassung 
unserer Anlagen, wie z.B. Änderungen, Beseitigung, Neuher-
stellung der Anlagen, wie z. B. Änderungen, Beseitigung, Neu-
herstellung der Anlagen an anderem Ort (Versetzung) oder 
anderer Betriebsarbeiten ergeben, sollen dafür die gesetzlichen 
Vorgaben und die anerkannten Regeln der Technik sowie die 
Planungsgrundsätze der EWE NETZ GmbH gelten. Gleiches 
gilt auch für die Neuherstellung, z.B. Bereitstellung eines Stati-
onsstellplatzes. Die Kosten der Anpassungen bzw. Betriebsar-
beiten sind von dem Vorhabenträger vollständig zu tragen und 
der EWE NETZ GmbH zu erstatten, es sei denn der Vorhaben-
träger und die EWE NETZ GmbH haben eine anderslautende 
Kostentragung vertraglich geregelt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme bezieht sich 
inhaltlich auf die Ausführungsebene. Sollte eine Umverlegung von Leitungen erfor-
derlich werden, erfolgt eine rechtzeitige Abstimmung mit der EWE Netz GmbH. Die 
Leitungsabfrage über die genannte Internetseite wurde durchgeführt. Demnach 
befinden sich am nördlichen Rand des Plangebietes Stromleitungen der EWE Netz 
GmbH. 
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Nr. 
Träger öffentlicher 

Belange 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

 Fortsetzung EWE NETZ 
GmbH 

Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Bedenken oder An-
regungen vorzubringen. 

Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen einzubezie-
hen und uns frühzeitig zu beteiligen. 

Unsere Netze werden täglich weiterentwickelt und verändern 
sich dabei. Dies kann im betreffenden Planbereich über die 
Laufzeit Ihres Verfahrens/Vorhabens zu Veränderungen im zu 
berücksichtigenden Leitungs- und Anlagenbestand führen. Wir 
freuen uns Ihnen eine stets aktuelle Anlagenauskunft über 
unser modernes Verfahren der Planauskunft zur Verfügung 
stellen zu können - damit es nicht zu Entscheidungen auf 
Grundlage veralteten Planwerkes kommt. Bitte informieren Sie 
sich deshalb gern jederzeit über die genaue Art und Lage unse-
rer zu berücksichtigenden Anlagen über unsere Internetseite: 
https://www.ewe-
netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen. 

 

  Zur effizienten Bearbeitung von Anfragen und Stellungnahmen 
bauen wir unsere elektronischen Schnittstellen kontinuierlich 
aus. 

Bitte schicken Sie uns Ihre Anfragen und Mitteilungen zukünftig 
an unser Postfach info@ewe-netz.de. 

Haben Sie weitere Fragen? Sie erreichen Ihren Ansprechpart-
nerin Astrid Lübben unter der folgenden Rufnummer: 04488-
5233293. 

 

https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen
https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen
mailto:info@ewe-netz.de
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Nr. 
Träger öffentlicher 

Belange 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

4 Deutsche Telekom 
Technik GmbH 
Hannoversche Str. 6-8 
49084 Osnabrück 

18.06.2019 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom ge-
nannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. 
§ 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH 
beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der 
Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter 
entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen 
Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir 
wie folgt Stellung: 

Wir haben keine weiteren Bedenken zu den o.a. Vorhaben. 

Die Bauausführenden müssen sich vor Beginn der Arbeiten 
über die Lage der zum Zeitpunkt der Bauausführung vorhande-
nen Telekommunikationslinien der Telekom informieren. (Inter-
net: https://trassenauskunft-kabel.telekom.de oder mailto: Plan-
auskunft.Nord@telekom.de). Die Kabelschutzanweisung der 
Telekom ist zu beachten. 

Die Bauherren können sich bei der Bauherrenhotline, Tel.: 0800 
3301 903 beraten lassen. 

Bei Planungsänderungen bitten wir uns erneut zu beteiligen. 

mailto: T-NL-N-PTI-12-Planungsanzeigen@telekom.de 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

5 Moorriem-Ohmsteder 
Sielacht 
Franz-Schubert-Str. 31 
26919 Brake 

25.06.2019 

Mit Schreiben vom 22.05.2019 haben Sie die Moorriem-
Ohmsteder Sielacht in den v.g. Bauleitverfahren beteiligt. 

Nach Prüfung der Planunterlagen teilen wir Ihnen mit, dass aus 
wasserwirtschaftlicher Sicht keine Bedenken bestehen. 

Aufgrund der höheren versiegelten Fläche ist zu prüfen, ob die 
im Oberflächenentwässerungsplan festzusetzende Einleitmen-
ge von 1,5l/s/ha noch einzuhalten sind. 

Der Oberflächenentwässerungsplan ist der Sielacht vorzulegen. 

Für das Plangebiet liegen bereits Baurechte auf der Grundlage des Bebauungspla-
nes Nr. 63 b und seiner Änderungen vor. Im Zuge der Aufstellung des damaligen 
Bebauungsplanes wurde ein Entwässerungskonzept erstellt. Das damalige Kon-
zept geht davon aus, dass eine offene Regenrückhaltung nicht erforderlich ist. Die 
Entwässerung des im Plangebiet anfallenden Oberflächenwassers soll - wie für die 
östlich angrenzenden Flächen auch - durch Einleitung in einen Rückhaltekanal 
erfolgen. Die Oberflächenentwässerung wird im Zuge des Baugenehmigungsver-
fahrens nachgewiesen. 

https://trassenauskunft-kabel.telekom.de/
mailto:mailto:%20Planauskunft.Nord@telekom.de
mailto:mailto:%20Planauskunft.Nord@telekom.de
mailto:mailto:%20T-NL-N-PTI-12-Planungsanzeigen@telekom.de
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Nr. 
Träger öffentlicher 

Belange 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

6 Oldenburgische Indust-
rie- und Handelskammer 
Moslestr. 6 
26122 Oldenburg 

26.06.2019 

Ein östlich des Plangebiets liegender Lebensmittelmarkt mit 
Backshop plant eine Verlagerung in das Plangebiet hinein. Im 
Zuge dessen soll die Verkaufsfläche des Lebensmittelmarktes 
von derzeit 825 m

2
 um 375 m

2
 auf dann 1.200 m

2
 und die Ver-

kaufsfläche des Backshops von heute 35 m
2
 um 105 m

2
 auf 

dann 140 m
2
 erhöht werden. Bisher ist im Plangebiet ein 

Mischgebiet festgesetzt. Da es sich bei dem Planvorhaben um 
einen großflächigen Einzelhandelsbetrieb handelt, soll im Bau-
gebiet die Art der baulichen Nutzung in ein Sondergebiet mit 
der Zweckbestimmung „großflächiger Einzelhandel" umgewan-
delt werden. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die nebenstehenden Ausführun-
gen beziehen sich auf die Festsetzungen in der parallel aufgestellten Bebauungs-
planänderung.  

  Die Oldenburgische IHK nimmt zu dem Planvorhaben wie folgt 
Stellung. 

Bei dem Planvorhaben sind die Ziele und Grundsätze des Lan-
des-Raumordnungsprogramms (LROP) zu beachten. 

Für den Landkreis Ammerland liegt zudem ein Regionales 
Einzelhandelskonzept aus dem Jahr 2010 vor (REHK). 

 

  Die Gemeinde Rastede orientiert sich bei der Einzelhandels-
entwicklung an dem im Jahr 2015 von der CIMA Beratung + 
Management GmbH erstellten und vom Stadtrat beschlossenen 
Einzelhandelsentwicklungskonzept Rastede 2015 (EEK). Die 
Oldenburgische IHK befürwortet die darin formulierten Ziele und 
Handlungsempfehlungen. Der Vorhabenstandort liegt innerhalb 
des zentralen Versorgungsbereiches „NVZ Wahnbek". 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

  Den Planunterlagen liegt zudem ein von der CIMA Beratung 
und Management GmbH im Juni 2018 erstelltes Verträglich-
keitsgutachten für die Erweiterung des NP Lebensmittelmarktes 
in Rastede-Wahnbek bei (Verträglichkeitsgutachten). 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Nr. 
Träger öffentlicher 

Belange 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

 Fortsetzung IHK Zum planungsrechtlichen Umgang mit der Altimmobilie des 
Lebensmittelmarktes 

Im EEK wird für das „NVZ Wahnbek" das Ziel formuliert, tragfä-
hige Nahversorgungsstrukturen sowie eine ergänzende Grund-
versorgung im Bereich der Zentren relevanten Sortimente zu 
etablieren. Hieraus leiten die Gutachter für das „NVZ Wahnbek" 
unter anderem ab, dass die Ansiedlung und Erweiterung zen-
trenrelevanter Sortimente im Hauptsortiment in kleinflächigen 
Ladenkonzepten nur bis 200 qm Verkaufsfläche erfolgen soll 
(vgl. EEK, S. 40). 

Für das Verträglichkeitsgutachten gehen die Gutachter davon 
aus, dass keine konkreten Nachnutzungsoptionen für die Alt-
immobilie bestehen. Die Verlagerung des Ein-Euro-Ladens sei 
allerdings weiterhin im Gespräch (vgl. Verträglichkeitsgutach-
ten, S. 38). 

Wir regen deshalb an, für die Altimmobilie planungsrechtlich 
sicherzustellen, dass es dort zukünftig zu keiner Ansiedlung 
und Erweiterung von zentrenrelevanten Sortimenten im 
Hauptsortiment größer als 200 qm kommen kann. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Altimmobilie liegt außerhalb 
dieser Flächennutzungsplanänderung. Über die Änderung des Bebauungsplanes 
für die Altimmobilie entscheidet die Gemeinde Rastede, sobald sie ein entspre-
chendes Planungserfordernis erkennt. Die nebenstehende Anregung wird dann 
überprüft. Der Flächennutzungsplan stellt für diese Flächen bereits eine gemischte 
Baufläche dar. 

  Zu den textlichen Festsetzungen 

Wir regen an, die Zweckbestimmung des Sondergebiets auf 
„großflächiger nahversorgungsrelevanter Einzelhandel" zu 
konkretisieren. 

Der Hinweis bezieht sich auf die parallel durchgeführte Bebauungsplanänderung 
und wird in diesem Zuge abgewogen.   

  Wir bitten um die Zusendung des Abwägungsergebnisses.  

7 GASCADE Gastransport 
GmbH 
Kölnische Str. 108-112 
34119 Kassel 

04.06.2019 

 

Wir danken für die Übersendung der Unterlagen zu o. g. Vor-
haben. 

Wir antworten Ihnen zugleich auch im Namen und Auftrag der 
Anlagenbetreiber WINGAS GmbH, NEL Gastransport GmbH 
sowie OPAL Gastransport GmbH & Co. KG. 

Nach Prüfung des Vorhabens im Hinblick auf eine Beeinträchti-
gung unserer Anlagen teilen wir Ihnen mit, dass unsere Anla-
gen zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht betroffen sind. Dies 
schließt die Anlagen der v. g. Betreiber mit ein. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Nr. 
Träger öffentlicher 

Belange 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

 Fortsetzung GASCADE In Ihren Unterlagen wird darauf hingewiesen, dass für die voll-
ständige Kompensation externe Flächen in Anspruch genom-
men werden. Um für diese externen Kompensationsflächen 
eine Stellungnahme abgeben zu können, sind uns entspre-
chende Planunterlagen zu übersenden. Wir bitten Sie daher, 
uns am weiteren Verfahren zu beteiligen. 

Die externen Kompensationsmaßnahmen werden zur Entwurfsfassung in den 
Planunterlagen ergänzt. Die Gascade wird erneut im Zuge der Beteiligung nach § 4 
(2) BauGB angeschrieben. 

  Bitte richten Sie Ihre Anfragen zu Leitungsauskünften zukünftig 
direkt an das kostenfreie BIL-Onlineportal unter: 
https://portal.bil-leitungsauskunft.de 

 

  Wir möchten Sie darauf hinweisen, dass sich Kabel und Leitun-
gen anderer Betreiber in diesem Gebiet befinden können. Diese 
Betreiber sind gesondert von Ihnen zur Ermittlung der genauen 
Lage der Anlagen und eventuellen Auflagen anzufragen. 

 

  
 

Keine Anregungen und Bedenken hatten: 

 
1. Exxon Mobil Production Deutschland GmbH mit Schreiben vom 24.05.2019 
2. Niedersächsisches Landesamt für Denkmalpflege – Abteilung Archäologie mit Schreiben vom 26.06.2019 
3. Avacon Netz GmbH mit Schreiben vom 13.06.2019 
4. Gastransport Nord GmbH mit Schreiben vom 27.05.2019 
5. VBN mit Schreiben vom 24.06.2019 
6. Staatl. Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg mit Schreiben vom 14.06.2019 
7. LWK Niedersachsen, Bezirksstelle OL Nord mit Schreiben vom 04.06.2019 
8. Gemeinde Ovelgönne mit Schreiben vom 03.06.2019 
9. Vodafone GmbH / Vodafone Kabel Deutschland GmbH mit Schreiben vom 21.06.2019 

 

https://portal.bil-leitungsauskunft.de/
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Nr. 
Private  

Einwender/in 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

1 Einwender 1 
Hainbuchenstr. X 
26180 Rastede 

03.06.2019 

Mit dieser Eingabe fordere ich Sie auf, sich für eine nicht nur 
funktionell ausgerichtete äußere Gestaltung der Markterweite-
rung einzusetzen. Mit der Umsetzung der derzeitigen Pläne 
bekommt Wahnbek seinen typisch niedersächsischen „Dreiseit-
hof", zu dem nur noch das schmiedeeiserne Hoftor fehlt. 

Die nebenstehenden Ausführungen beziehen sich auf das Bebauungsplanverfah-
ren bzw. auf das konkrete Vorhaben. Die Stellungnahme wird in der parallel aufge-
stellten Bebauungsplanänderung abgewogen.  

  Ich wünsche mir eine im Gegensatz zu den bisher bestehenden 
einfallslosen Gebäuden eine Auflockerung der allseitigen Fron-
ten durch Material, Farbe und Fenster. Dadurch und durch eine 
eventuelle Aufstockung für Büros oder Wohnungen erreichen 
Sie eine Abwechslung im Gebäudebestand. Die derzeitige 
Parkplatzgestaltung ist eine wahre Billiglösung, bei der vor 
allem bei nassem Wetter die einzelnen Parkbuchten nicht von-
einander unterschieden werden können. Deshalb schlage ich 
eine völlige Neugestaltung des „Marktplatzes" vor. Dabei sollten 
einzelne Parkstreifen wie beim neuen REWE-Markt durch groß-
zügig bepflanzte Beetanlagen umsäumt und die einzelnen 
Parkbuchten durch farblich abgesetzte Pflastersteine besser 
optisch abgegrenzt werden. 

 

  Zur Erläuterung meiner Gedanken füge ich einige Fotos des 
EDEKA-Marktes in Metjendorf und des neuen REWE-Marktes 
in Rastede bei. 

Anlagen: 5 Fotos 
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Nr. 
Private  

Einwender/in 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

 Fortsetzung  
Einwender 1 
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Nr. 
Private  

Einwender/in 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

 Fortsetzung  
Einwender 1 

 

 

 

  

 

 

  2. Durchschrift gelangt an Ehepaar X, Donaustraße X in Raste-
de, mit der Bitte um Kenntnisnahme. 
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Nr. 
Private  

Einwender/in 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

2 Einwender 2 
Weserstraße Xc 
26180 Rastede 

26.06.2019 

Ich nehme Bezug auf den Bericht in der „Rasteder Rundschau 
Edeka - Markt in Wahnbek Es geht voran, vom 20 Juni 2019". 
Na endlich, dachte ich, in Wahnbek tut sich was. 

Doch je weiter ich den Bericht las, desto wütender wurde ich. 
Dort stand etwas von „Änderung des Flächennutzungs- und 
Bebauungsplans, Sondergebiet, private Grünflächen mit 
Pflanzbindung. Rückschnitt ., 2,8 m hohe Schutzwände(Schall-
schutz) usw. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

  Das gipfelte in der Aussage... ."dann muss eine Eiche gefällt 
werden" 

Der Hinweis bezieht sich auf die parallel aufgestellte Bebauungsplanänderung und 
wird im Zuge der Bebauungsplanänderung abgewogen.  

  Zu den Eichenbäumen.  

  Eiche links vom Wartehäuschen ca. 250 Jahre alt(von mir ge-
schätzt)  

„Eiche rechts „ „ 200 Jahre alt (von mir geschätzt) 

 

  Auf dem gleichen Gelände stehen 2 Spitzahornbäume mit zu-
sammen ca. 50 Jahren (von mir geschätzt) 

 

  Wie abgebrüht muss man eigentlich sein, damit man im Bau-
ausschuss einer solchen Fällaktion zustimmt. 

 

  Ich hoffe, dass die Aktion noch einmal dringend überdacht wird, 
und eine andere Lösung gefunden wird. 

 

3 Einwender 3 
Schulstraße X 
26180 Rastede 

25.06.2019 

 

Wir sind gegen die Änderung des Flächennutzungsplans, und 
zwar aus folgenden Gründen: 

1. Der derzeit rechtskräftige Bebauungsplan sieht ein Mischge-
biet vor. Beim Bau des NP-Marktes und der LzO ist seinerzeit 
keine einzige Wohnung gebaut worden, obwohl vorgeschrieben.  

Durch die Änderung des Flächennutzungsplans ist der Investor 
nicht mehr zur Schaffung neuen Wohnraums verpflichtet. Die 
Gemeinde hat dann auch keine Möglichkeit, diesbezüglich For-
derungen zur Einhaltung der Bauvorschriften (Wohnbebauung) 
zu stellen. 

Der damalige Bau des Marktes und der LzO sind nicht Gegenstand dieser Flä-
chennutzungsplanänderung.  

Die Änderung von einem Mischgebiet in ein Sondergebiet ist erforderlich, weil mit 
der Vergrößerung der Verkaufsflächen am neuen Standort der Lebensmittelmarkt 
unter die Großflächigkeit fällt. Großflächige Einzelhandelseinrichtungen sind in 
Mischgebieten nicht zulässig. Die Gemeinde Rastede hält grundsätzlich andere 
Gebiete in der Gemeinde für geeigneter für den Wohnungsbau und hat in der Ver-
gangenheit auch entsprechende Flächen neu ausgewiesen. Die Gemeinde erkennt 
keine Notwendigkeit, im Plangebiet auch Wohnbebauung zu ermöglichen. 
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Nr. 
Private  

Einwender/in 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

 Fortsetzung  
Einwender 3 

2. Aufgrund der örtlichen Gegebenheiten ist nicht davon auszu-
gehen, dass die Wallhecke langfristig überleben kann, wenn in 
unmittelbarer Nähe die vorgesehene Lärmschutzwand gebaut 
wird. Außerdem sind wir als Eigentümer des Reihenhauses 
Schulstraße X bei den Schallmessungen nicht berücksichtigt 
worden, obwohl unser Grundstück direkt gegenüber der Wall-
hecke liegt.  

Der im Parallelverfahren aufgestellte Bebauungsplan Nr. 63 B - 4. Änderung, setzt 
eine Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft fest. Diese umfasst neben der Wallhecke auch einen 
Schutzstreifen zwischen der Wallhecke und dem Sonstigen Sondergebiet. Inner-
halb der Fläche für Maßnahmen sind zum Schutz der Wallhecke bauliche Anlagen 
im Sinne der §§ 12 und 14 BauNVO, jegliche Versiegelungen, Materialablagerun-
gen (auch Kompost), Aufschüttungen und Abgrabungen sowie Auffüllungen unzu-
lässig. Die Lärmschutzwand wird nicht innerhalb des Schutzstreifens und daher 
auch nicht in unmittelbarer Nähe zur Wallhecke errichtet werden. 

Die dem Planvorhaben nächstgelegenen Wohnhäuser sind in der Schallimmissi-
onsprognose berücksichtigt worden. Schallmessungen wurden nicht durchgeführt. 
In vorliegenden Fall ist dies das direkt östlich in der Reihenhauszeile angrenzende 
Gebäude Schulstraße 54 g (Immissionsort Nr. 12). Die Schallgutachter sind zu 
dem Ergebnis gekommen, dass unter Berücksichtigung von Minderungsmaßnah-
men die Immissionsrichtwerte eingehalten werden.  

  3. In der Begründung finden wir keinen Hinweis auf die Prüfung 
der Verkehrssituation auf der Schulstraße durch Landkreis und 
Polizei, da der Anlieferverkehr des geplanten Geschäfts über 
die Schulstraße läuft. Ca. 12 m lange Edeka-Transporter und 
Getränketransporter müssten rückwärts in die Lieferzone hinein 
fahren, und das bei sowieso starken Durchgangsverkehr (Be-
rufsverkehr, Schulbushaltestelle). 

Die Schulstraße ist eine Kreisstraße und als qualifizierte Straße ausreichend aus-
gebaut, um den Anlieferverkehr aufzunehmen. Auch heute wird der Lebensmittel-
markt bereits über die Schulstraße beliefert. Die Einzelheiten der Belieferung sind 
nicht Gegenstand der Flächennutzungsplanänderung und werden im Zuge des 
Baugenehmigungsverfahrens geregelt.  

  4. Der Investor hat sich nicht darüber geäußert, was mit dem 
alten NP-Markt passiert. Es wäre wünschenswert zu erfahren, 
ob die Ansiedlung kleiner Geschäfte (Apotheke, Friseur) geplant 
ist. Dann nämlich würde in Spitzenzeiten die Anzahl der Park-
plätze nicht ausreichen. 

Die angesprochenen Flächen liegen außerhalb dieser Flächennutzungsplanände-
rung. Sobald die Gemeinde ein Planungserfordernis für die angesprochenen Flä-
chen erkennt, wird sie entsprechend reagieren. Dann ist auch der Nachweis aus-
reichender Stellplätze zu erbringen.  

  Abschließend möchten wir noch bemerken, dass man sich als 
Bauausschussmitglieder doch lieber mal ein persönliches Bild 
von den Gegebenheiten vor Ort machen sollte und vorab viel-
leicht mal mit den betroffenen Bürgern sprechen sollte, bevor 
Beschlüsse gefasst werden! 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

 
 




